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Der Präsident des Bundesrates 


Abschrift 

Bonn, den 2L Juni 1957 

An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 179. Sitzung 
am 21. Juni 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 29. Mai 1957 verabschiedeten 

Gesetzes über die Feststellung des Bundes- 
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1957 
(Haushaltsgesetz 1957) 

einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht zu 
stellen. 

Außerdem hat der Bundesrat die aus der Anlage ersichtlichen Ent- 
schließungen gefaßt. 

gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 21. Juni 1957 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 7. Juni 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Sieveking 


Deutscher Bundestag 
2.Wahlperiode 
1953 


DruUc: Bonner Unlversitäts-Budidrudierei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Teleion 5561 



Anlage 


BUNDESRAT 


Entschließungen 

zum 

Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1957 (Haushaltsgesetz 1957) 


1. Der Bundesrat hat in seinen Bemerkun- 
gen zu dem Entwurf des Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Redinungsjahr 1957 (BR-Drucks. 
Nr. 420/56 — Beschluß — ) dagegen Stel- 
lung genommen, daß in mehreren Einzel- 
plänen Bundesmittel nur unter der Vor- 
aussetzung einer Mitfinanzierung der in 
Betracht kommenden Aufgaben durch 
die Länder zur Verfügung gestellt wer- 
den. Er hat zum Ausdruck gebracht, daß 
ein solches Verfahren in die politische und 
haushaltsmäßige Unabhängigkeit der Län- 
der eingreife (Artikel 28, 109 GG). 

Diese Stellungnahme des Bundesrates ist 
auf das vom Bundestag beschlossene Ge- 
setz ohne Einfluß geblieben. Der Bundes- 
rat hat sich deshalb gezwungen gesehen, 
in eine ernste Prüfung der Frage einzu- 
treten, ob er mit dem Ziele der Beseiti- 
gung der im Bundeshaushalt geforderten 
Länderbeteiligungen den Vermittlungs- 
ausschuß anrufen soll. Wenn der Bundes- 
rat trotzdem beschlossen hat, von der 
Anrufung des Vermittlungsausschusses ab- 
zusehen, so ist das nur deshalb geschehen, 
weil der Bundesrat keine weitere Ver- 
zögerung in der Verabschiedung des Bun- 
deshaushaltes eintreten lassen wollte. Der 
grundsätzliche Standpunkt des Bundes- 
rates wird dadurch nicht berührt. Der 
Bundesrat behält sich ausdrücklich alle 
Möglichkeiten vor, diesem Standpunkt 
Geltung zu verschaffen. 

2. Bereits im Mai 1956 hat die Minister- 
präsidentenkonferenz in Bad Pyrmont 
bei der Behandlung der Fragen des tech- 


nischen Nachwuchses unter anderem audi 
die Forderung nach einer Verstärkung 
der Mittel für die wissenschaftliche For- 
schung erhoben. Auf der Ministerpräsi- 
dentenkonferenz in Wiesbaden haben 
die Regierungschefs der Länder dann am 
1. März 1957 festgestellt, daß die der- 
zeitige Verteilung des Steueraufkommens 
zwischen Bund und Ländern, insbeson- 
dere bei der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer, den Ländern nicht die Mit- 
tel beläßt, die angesidits des außerordent- 
lich großen Nadiholbedarfs für die För- 
derung von Wissenschaft und Forschung 
erforderlich sind. Die Ministerpräsiden- 
tenkonferenz hat daher als Sofortmaß- 
nahme eine Erhöhung der vom Bund 
zur Förderung von Wissenschaft und For- 
schung vorgesehenen Mittel und den Ab- 
schluß eines Verwaltungsabkommens 
zwisdien Bund und Ländern zur Schaf- 
fung einer Organisation für die zweck- 
entsprechende Verteilung dieser Bundes- 
mittel auf die Länder vorgeschlagen. Die 
Notwendigkeit alsbaldiger und aus- 
reichender finanzieller Maßnahmen ist 
allseits anerkannt. Mit Bedauern muß 
jedoch nunmehr der Bundesrat feststellen, 
daß für die allgemeine Förderung von 
Wissenschaft und Forschung in Einzel- 
plan 06 Kap. 06 02 Tit. 614 b) und e) des 
Bundeshaushaltsplans 1957 insgesamt nur 
87 Millionen DM vorgesehen sind, von 
denen überdies 72 Millionen DM noch 
mit einem Sperrvermerk versehen sind. 
Dieser Betrag reicht bei weitem nicht aus, 
um auch nur den selbst bei äußerster An- 
strengung der Länder verbleibenden 
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dringendsten Nachholbedarf der deut- 
sdien Wissenschaft und Forschung zu 
decken. Audi der Herr Bundeskanzler 
hat im Verlauf der zwischen Bund und 
Ländern schwebenden Verhandlungen 
über Sofortmaßnahmen zur Förderung 
von Wissenschaft und Forschung zu er- 
kennen gegeben, daß er den Wünschen 
der Länder nach einer erheblichen Ver- 
stärkung der hierfür vorgesehenen Bun- 
desmittel aufgeschlossen gegenübersteht. 
Der Bundesrat gibt daher der Erwartung 
Ausdruck, daß den dringenden Erforder- 
nissen einer verstärkten Förderung von 
Wissenschaft und Forschung möglichst 
bald durch Bereitstellung zusätzlicher 
Bundesmittel im Wege eines Nachtrags- 
haushaltsgesetzes entsprochen wird. 

3. Der Bundesrat bedauert, daß die Mittel 
in Einzelplan 25 bei Kap. 25 03 Tit. 532 


nicht entsprechend seinem Beschluß in 
der^l67. Sitzung am 30. November 1956 
erhöht worden sind. 

Wenn der Bundesrat die Einberufung des 
Vermittlungsausschusses gemäß Artikel 77 
Abs. 2 GG nicht verlangt, so geht er da- 
von aus, daß die Erläuterungen zum 
Haushaltsplan keine Gesetzeskraft haben. 

Ein Berechnungssatz von 2000 DM je 
Kopf entspricht nicht mehr der woh- 
nungspolitischen Situation. Der Bundes- 
rat spricht die Erwartung aus, daß in er- 
neuten Verhandlungen zwischen Bund 
und Ländern durch angemessene Ände- 
rung die Berechnungsgrundlagen der 
zwischenzeitlichen Entwicklung angepaßt 
werden; denn nur dann kann ein weiteres 
Stocken des Wohnungsbaues für Zuwan- 
derer aus der sowjetisch besetzten Zone 
und Aussiedler verhindert werden. 
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